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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

05.02.2021 

Geschäftszahl 

Ra 2020/19/0432 

Rechtssatz 

Voraussetzung für die Stattgabe des Wiederaufnahmeantrags nach § 32 Abs. 1 Z 2 VwGVG 2014 ist  
insbesondere, dass die neuen Tatsachen oder Beweismittel ohne Verschulden der Partei nicht schon im 
wiederaufzunehmenden Verfahren geltend gemacht werden konnten (vgl. VwGH 10.11.2020, Ra 
2020/01/0195, mwN). Hat die Partei eine Tatsache oder ein Beweismittel im wiederaufzunehmenden 
Verfahren nicht geltend gemacht, obwohl ihr dies bei gehöriger Aufmerksamkeit und gebotener 
Gelegenheit möglich gewesen wäre, liegt ein ihr zuzurechnendes Verschulden vor, das eine 
Wiederaufnahme des Verfahrens ausschließt (vgl. VwGH 1.7.2020, Ra 2017/06/0102; 24.6.2015, 
2012/10/0243; jeweils mwN). 
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